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sionsantrittsalter von 60 Jahren. Die De-
finition von Schwerarbeit wird bis da-
hin noch viel Kopfzerbrechen bereiten.

Schaffung eines Pensionskontos
Für alle, die ab dem 1.1.1955 geboren
sind, wird ein Pensionskonto einge-
richtet. Auf diesem Konto sollen u.a.
die erworbenen Beitragsgrundlagen
der Pensionsversicherung, der Konto-
prozentsatz, mit dem die Beitrags-
grundlagen multipliziert werden, und
der sich aus Multiplikation von Bei-
tragsgrundlagen mit Kontoprozent-
satz ergebende Leistungsanspruch er-
sichtlich sein. Es soll aufscheinen, wie
hoch nach Ablauf des jeweiligen Ka-
lenderjahres die bislang erworbene
Konto-Pension ist.

Anrechnung von Ersatzzeiten
Im harmonisierten Pensionsrecht gibt
es keine Ersatzzeiten mehr, sondern nur
noch Beitragszeiten. Für ab 1.1.2005 er-
worbene Ersatzmonate wird daher je-
weils eine Institution festgelegt, die die
Pensionsbeiträge entrichten muss, z.B.
für Wochen-, Krankengeld- und Prä-
senzdienstzeiten der Bund, für Zeiten
des Bezuges einer Geldleistung aus der
Arbeitslosenversicherung das Arbeits-
marktservice. Dadurch wird erreicht,
dass für diese Zeiträume ebenfalls An-
sprüche erworben werden. Erwähnens-
wert ist, dass die Bemessungsgrundlage
für Kindererziehungszeiten mehr als
verdoppelt wurde.

Übertragung von Gutschriften bei
Kindererziehung
Obwohl in der Öffentlichkeit bisher
kaum behandelt, erscheint diese Re-
gelung durchaus interessant: Ein El-
ternteil kann dem anderen Elternteil,
der sich überwiegend der Kindererzie-
hung widmet, bis zu 50% seiner Kon-
togutschrift (= seine jährliche Bei-
tragsgrundlage x 1,78%) übertragen
lassen. Die Übertragung erfolgt auf
freiwilliger Basis, ist aber unwiderruf-
lich. Sie ist für die ersten vier Jahre
nach der Geburt möglich.

Pensions-Check
Über 50-jährige Personen sollten ihre
gesetzliche Pension planen. Anhand
des Versicherungsdatenauszuges der
Sozialversicherungsanstalt können
wir Vorschläge für die Erwerbsgestal-
tung bis zur Pension erarbeiten (z.B.
Nachkauf Schul-/Studienzeiten, frü-
hestmöglicher Pensionsantritt, Hak-
klerregelung). Setzen Sie sich mit uns
in Verbindung.

www.tpa-horwath.com

Seit 1. Jänner ist ja vorgese-
hen, dass sich nicht mehr
der Patient um die chefärzt-

liche Bewilligung für Medika-
mente kümmert, sondern der
verschreibende Arzt dies erledigt.
Die neuen Dokumentations-
und Bewilligungspflichten seien
zu spät bekannt gegeben worden
und außerdem viel zu kompli-
ziert, protestierten Ärzte. Ein
Kompromiss soll nun die Wogen
der Entrüstung glätten. 
Gesundheitsministerin Maria
Rauch-Kallat und die Österreichi-
sche Ärztekammer einigten sich
darauf, dass der Erstattungsko-
dex, die Dokumentationspflich-
ten und vor allem aber das vom
Hauptverband herausgegebene
Dokumentationsformular in ei-
ner gemeinsamen Arbeitsgruppe
von Hauptverband und Ärzte-
kammer bis Juli 2005 überarbei-
tet werden. Außerdem wurde
verlautbart, dass Ärzte dieses Do-
kumentationsformular bis auf
weiteres nicht benützen müssen.
Stattdessen darf die vorgeschrie-
bene Dokumentation in den be-
reits vorhandenen Patientenkar-
teien erfolgen. Weiters sollen
den verschreibenden Ärzten im
ersten Quartal 2005 keine Sank-
tionen drohen, wenn sie Doku-
mentationspflichten nicht ein-
halten. Diese Einigung stößt aber

bei den Landesärztekammern
auf wenig Gegenliebe. Kritik
kommt vor allem aus Oberöster-
reich, Kärnten und der Steier-
mark. Dort muss die chefärztli-
che Bewilligung nämlich weiter-
hin per Fax eingeholt werden,
anderswo vereinbarte Dokumen-
tationserleichterungen kommen
also in diesen Bundesländern
derzeit nicht zum Tragen. Ange-
sichts anhaltender Proteste
könnte sich dies aber vielleicht
auch noch ändern.

Geltendes Gesetz
Trotz dieses Kompromisses darf
nicht übersehen werden, dass

die »Chefarztpflicht – neu« gel-
tendes Gesetz ist. Bis zur tatsäch-
lichen Umsetzung der geplanten
Änderungen führt an der mit
1.1.2005 in Kraft getretenen Ver-
ordnung über die Grundsätze
der chef- und kontrollärztlichen
Bewilligung für Heilmittel (im
Folgenden »HBKV« genannt)
kaum ein Weg vorbei. Als Grund-
lage der Verordnung dienen der
2004 erlassene Erstattungskodex
und die im ASVG enthaltene Be-
stimmung, wonach die Einho-
lung der chefärztlichen Bewilli-
gung nicht mehr auf Patienten
überwälzt werden darf. 
Der folgende Beitrag soll als kur-
zer Leitfaden durch den bürokra-
tischen Dschungel dienen.

Boxen-System für Heilmittel
Um die HBKV überhaupt an-
wenden zu können, muss der
Arzt zuerst feststellen, ob das zu
verschreibende Heilmittel im
grünen, gelben oder roten Be-
reich des Erstattungskodex oder
gar nicht darin enthalten ist.

Steht ein Heilmittel im grünen
Bereich, so ist es grundsätzlich
frei verschreibbar und unterliegt
nicht den Bestimmungen der
HBKV. Ist ein Heilmittel im roten
Bereich bzw. gar nicht im Erstat-
tungskodex enthalten (so ge-
nannte »No-Box«), muss es vom
Chefarzt bewilligt werden, bevor
es verschrieben werden darf.
Fehlt diese Bewilligung, über-
nimmt die Sozialversicherung
die Kosten nicht. 
Die Verschreibung von Arznei-
mitteln im gelben Bereich des Er-
stattungskodex bedarf ebenfalls
der vorherigen schriftlichen Be-
willigung durch den Chefarzt.
Ausgenommen von dieser Bewil-
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ligungspflicht sind dabei aber je-
ne Heilmittel im gelben Bereich,
bei denen Bezug auf eine be-
stimmte Verwendung genom-
men wird. Die Verschreibbarkeit
dieser Heilmittel kann folgen-
dermaßen eingeschränkt sein:
● Ärzte, die dieses Medikament

verschreiben dürfen, 
● Krankheiten, bei denen es

verschrieben werden darf,
● Altersgruppen der Patienten,
● Mengenbegrenzungen und 
● Darreichungsform der Heil-

mittel. 

Die Verschreibung von Heilmit-
teln, die im gelben Bereich des Er-
stattungskodex unter Bezugnah-
me auf eine bestimmte Verwen-
dung angeführt sind, bedarf also
keiner (vorherigen) chefärzt-
lichen Bewilligung. Stattdessen
gilt für die verschreibenden Ärzte
eine einheitliche Dokumenta-
tionspflicht: Sie müssen nachwei-
sen können, dass sie die im Er-
stattungskodex angeführte Ver-
wendung eingehalten haben. Als
Orientierungshilfe hat der Haupt-
verband der Sozialversicherungs-
träger eine Liste jener »gelben«
Heilmittel, die »nur« einer Doku-
mentationspflicht unterliegen,
im Internet (www.avsv.at) veröf-
fentlicht.

Einheitliche
Dokumentationspflicht 
Bei Heilmitteln, die unter Bezu-
gnahme auf eine bestimmte Ver-
wendung im gelben Bereich des
Erstattungskodex stehen, müs-
sen sich die verschreibenden
Ärzte an einheitliche Dokumen-
tationsregeln halten. Die Infor-
mationen über die Verschrei-
bung dieser Arzneimittel müssen
von den Ärzten sowohl in
elektronischer als auch in pa-
piergebundener Form erstellt
und mindestens zwei Jahre auf-
gehoben werden. 
Wenn dieses Heilmittel erstmalig
einem Patienten verschrieben
wird, hat die Dokumentation
folgende Punkte zu beinhalten:
● Begründung, warum bei Ver-

fügbarkeit einer oder mehrer
therapeutisch gleichwertiger
Arzneispezialitäten im grünen
Bereich des Erstattungskodex
eine Arzneispezialität aus dem
gelben Bereich des Erstat-
tungskodex verschrieben wird;

● die Rezeptdaten;
● die Diagnosestellung im Voll-

text oder auf Basis einer soft-
waregesteuerten Codierung;

● den Verweis auf die Anamne-
se und Vorbehandlungsdaten,
sowie die Ergebnisse der me-
dizinischen Befunde in den
ärztlichen Patienten- und Be-
handlungsdaten.

Bei Folgeverschreibungen kön-
nen sich die zu dokumentieren-
den Informationen auf Ände-
rungen beschränken, die seit der
vorangegangenen Verschreibung
eingetreten sind. 

Unterlassene oder mangel-
hafte Dokumentation
Wird bei einer von dem zustän-
digen Sozialversicherungsträger
durchgeführten Kontrolle festge-
stellt, dass der verschreibende
Arzt keine oder eine nur mangel-
hafte Dokumentation geführt
hat, so ist der Arzt nachweislich
zu warnen (und daher im näch-
sten Jahr jedenfalls vom Sozial-
versicherungsträger zu kontrol-
lieren). Im Wiederholungsfall
hat der verschreibende Arzt die
Kosten des Heilmittels zu erset-
zen. Kommt der Arzt dieser Ko-
stenersatzpflicht nicht nach oder
verletzt er seine Dokumenta-
tionspflicht wiederholt, so kann
er dazu verpflichtet werden, die
chefärztliche Bewilligung für
sämtliche Heilmittel des gelben
Bereichs einzuholen.

Chefärztliche Bewilligung
Die Verschreibung der anderen
im gelben Bereich aufgenomme-
nen Heilmittel (also solcher, die
nicht mit Bezug auf eine be-
stimmte Verwendung angeführt
sind), der im roten Bereich ent-
haltenen sowie jener Heilmittel,
die nicht im Erstattungskodex
aufgenommen wurden, bedarf
der vorherigen chefärztlichen
Bewilligung. 
Sobald es die e-card gibt, muss
der verschreibende Arzt die Be-
willigung bei dem leistungszu-
ständigen Sozialversicherungsträ-
ger grundsätzlich in elektroni-
scher Form einholen und dabei
die technische Infrastruktur der
e-card verwenden. Der chef- und
kontrollärztliche Dienst hat diese
Bewilligungsanfrage des Arztes
innerhalb von 30 Minuten zu be-

antworten, wenn sie an einem
Werktag (Mo-Fr 7.00-19.30 Uhr,
Sa 8.00-12.30 Uhr) einlangt. Da
aber die technische Infrastruktur
der e-card noch nicht geschaffen
wurde und überdies bis
31.3.2004 zwischen dem Haupt-
verband und der Österreichi-
schen Ärztekammer keine Rah-
menvereinbarung geschlossen
wurde, enthält die HKVB über-
dies Übergangsregelungen. 

Übergangsbestimmungen
der HBKV 
Im Übergangszeitraum wird die
vorherige chefärztliche Bewilli-
gung von Arzneimitteln durch
eine nachfolgende Kontrolle der
vom Arzt geführten Dokumen-
tation ersetzt. Verschreibt der
Arzt Heilmittel, die mit Bezug
auf eine bestimmte Verwendung
im gelben Bereich des Erstat-
tungskodex stehen, dann muss
in dieser Dokumentation neben
Patienten, Behandlungs- und Re-
zeptdaten (siehe oben) auch die
Begründung stehen, warum kein
Heilmittel aus dem grünen Be-
reich verschrieben wurde. Bei ei-
nem Heilmittel aus dem roten
Bereich, muss nicht nur erklärt
werden, warum kein Heilmittel
aus dem grünen Bereich, son-
dern auch warum keines aus
dem gelben Bereich verschrieben
wurde.
Der jetzt ausverhandelte Kom-
promiss ändert nichts daran,
dass die in der HBKV geregelten
Dokumentationspflichten den-
noch eingehalten werden müs-
sen! Eine Erleichterung gibt es
nur insofern, als die Ärzte vor-
läufig nicht das vom Hauptver-
band herausgegebene Dokumen-
tationsformular verwenden müs-
sen. Sie können die erforder-
lichen Informationen und Be-
gründungen auch in der bereits
vorhandenen Patientenkartei
schriftlich festhalten. 
Die HBKV sieht zwar vor, dass
Ärzte in der Übergangszeit die
Bewilligung vom Chefarzt per
Fax einholen dürfen, diese Rege-
lung hat sich aber als unprakti-
kabel erwiesen. Die WGKK hat
daher bereits verlautbart, dass sie
auf die Einholung der chefärzt-
lichen Bewilligung per Fax ver-
zichtet und sich darauf be-
schränken wird, die von den Ärz-
ten geführte Dokumentation

nachträglich zu prüfen. Zu be-
achten ist aber, dass diese Er-
leichterungen bei den Doku-
mentationspflichten nicht in al-
len Bundesländern zur Anwen-
dung gelangen. Wie erwähnt,
muss ja in Oberösterreich, Kärn-
ten und der Steiermark die chef-
ärztliche Bewilligung per Fax
eingeholt werden.

»No-Box«-Präparate
Heilmittel, die nicht im Erstat-
tungskodex angeführt sind – also
in der »No-Box« sind, dürfen bis
zum Abschluss eines Gesamtver-
trages (in dem es eine Vereinba-
rung über die Verschreibung von
Heilmitteln, die nicht im Erstat-
tungskodex enthalten sind, ge-
ben wird), grundsätzlich nicht
verschrieben werden. Davon aus-
genommen sind Einzelfälle, in
denen begründet wird, dass die
Behandlung mit einem solchen
Heilmittel aus therapeutischen
Gründen zwingend notwendig ist
und kein alternatives Präparat im
Erstattungskodex enthalten ist.

www.dbj.at; www.avsv.at
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